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Die Urteile des Lendessozialgerichts Berlin vom 6c November

l963 und des Sozialgerichts Berlin vom 140 November 1962

sowie die Bescheide des Zulassungsausschusses für Kassenv
zahnärzte in Berlin vom 150 Juni 1961 und des beklagten

Berufungsausschusses vom 9„ Oktober l96l werden aufgehoben„

Der beklagte Berufungsausschuß wird verpflichtet? den Kläger

in Berlin=Hermsdorf als Lassenzahnarzt zuzulassen:

Der beklagte Berufungsausschuß hat dem Kläger die außer“

gerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten;_

G
_;

| ': l 15 'Q

_ - _

Der Kläger ist approbierter Zahnarzt und seit 1950 in der

Polizeizahnklinik des Polizeipräsidenten in Berlin 30 (Tier—

garten) als angestellter Zahnarzt beschäftigtu Außerdem ist

er in eigener Praxis in Berlin-Hermsdorf niedergelassene

Ihm obliegt als Polizeizahnarzt die Behandlung der in freien

Heilfürsorge stehenden Bereitschaftspolizisteno Seine Dienst

behörde hat ihm die Genehmigung zur Behandlung von Privat“

und Kassenpatienten erteilt„
_

Der Kläger hat sich mehrfach erfolglos um die Zulassung als

Kassenzahnarzt bemühtu Sein Zulassungsantrag wurde zuletzt

vom zuständigen Zulassungsausschuß für Kassenzahnärzte mit

der Begründung abgelehnt„ infolge seiner hauptberuflichen V

Tätigkeit als Polizeizahnarzt stehe er für die Ausübung der

kassenzahnärztlichen Tätigkeit nicht in dem erforderlichen

Maße zur Verfügung (Beschluß vom 15„ Juni l96l)0

„ 3 „
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Der Kläger machte mit seinem Widerspruch geltend? daß er

trotz seiner Tätigkeit als Polizeizahnarzt durchaus in

der Lage sei; die kassenzahnärztliche Tätigkeit in dem

erforderlichen Umfangs auszuübenc Er könne Sprechstunde

am Montag„ Dienstagi Donnerstag‚ Freitag und auch am Mitte

woch in der Zeit von 16ooo bis 2o„oo Uhr halten? d„ho min«

destens 20 Stunden in der Woche„ Bei Ärzten genüge nach

@ 4 des Gesamtvertrages vom 2“„ Juli 1955 sogar schon

eine Zeit von mindestens 12 Stunden wöchentlich; das müsse

auch für Zchnärzte gelten; Für Notfälle und Nachbehandlung

habe er die Erlaubnis des Polizeipräsidentenr diese in der

Polizeiznhnklinik durchzuführenr Außerdem sei der Zahn“

arzt Dr° J :;üfih Hermsdorf jederzeit bereit? ihn in Not”

fällen zu vertreten„ Patienten » besonders aus den Kreisen

der berufstätigen Bevölkerung „ seien daran interessiert‚

Zahnärzte in den Nachmittags— und Abendstunden aufsuchen

zu können; zu»ßéh&ndlungen in dieser Zeit sei er in der

Lager Schließlich übten eine Anzahl von Z hnärztcn außer_

ihrer Tätigkeit als Kassenzehnärzte noch eine andere Be-

schäftigung aus‚ er9 der Schulzahnerzt Drc Sch; und die

in der Pölizeizahnklinik beschäftigten Zahnärzte Dr: M„

und Dr„Hc Daher widerspreche es dem Gleichheitssatzg wenn

ihm jetzt die Zulassung versagt werdeo In letzter Zeit habe

sich eine Rechtsprechung entwickelt; wonach die Tätigkeit

als Knappschaftszahnurzt eine Zulassung als Kassenzehnarzt

{nicht ausschließe„ Ferner könnten neuerlich vollbeschäf—

tigte Syndici als Rechtsanwälte tätig bleiben„ 1 if
|

.
\? ' ‘

Der beklagte Berufungsausschuß für Kassenzehnärzte wies den

Widerspruch durch Beschluß vom 90 Oktober 1961 zurücko Er

bestätigte die Ansicht des Zulassuhgsausschusses und fügte
hinzu„ der Kläger sei Zahnarzt in einem festen Angestellten“

V8rhältnis mit festen täglichen Dienststunden$ sei also recht»

lich und moralisch verpflichtet„ seine ganze Arbeitskraft

seinem Dienstherrn zur Verfügung zu stelleno

„ 4 „
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Das schließe eine zusätzliche Tätigkeit als Kassenzahnarzt

aus° Festgelegte Sprechstunden seien niemals ein Merkmal

für den Umfang der tatsächlichen Arbeit des Zahnarztesc Sie

seien nur ein Hinweis für neue Patienten9 wann sie den Zahn—

arzt bestiumt antreffen würden„ Daher komme es nicht auf die

Zahl der Sprechstunden oder die verbliebene Freizeit anf

sondern allein darauf? ob der Arzt den Versicherten persön—

lich seine ganze Arbeitskraft zur Verfügung stellen könnec

Bei den vom Kläger genannten Fällen handele es sich um alt—

zugelassene KassenzahnärzteS denen die Zulassung nicht ohne

weiteres entzogen werden könne; Die Rechtsprechung in Knapp?

schafts— uni Rechtsanwaltssachen sei für_den vorliegenden

Fall unbeschtlicho

Der Kläger wiederholte in seiner Klage im wesentlichen sein

früheres Vorbringen und verwies noch auf den Fall eines

Zuhnarztes, der neben seiner Tätigkeit als Chefredakteur

einer zahnärztlichen Zeitschrift als Kassenzahnarzt zuge-

essen sei° Es gebe auch unzählige Assistenzärzte‚ Oberärzte

und Chefärzte, die trotz ihrer festen Anstellungsverhältnise

se Kassenärzte seiena '

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage durch Urteil vom
ld; November 1962 abgewieseno '

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung eingelegt mit dem

Antrag?

das Urteil des SG Berlin vom 140 November 1962

und die Bescheide des Berufungsausschusses vom

9„ Oktober 1961 und des Zulassungsausschusses

vom 15„ Juni 1961 aufzuheben und den Beklagten

zu verpflichten, ihn im Ortsteil Hermsdorf als
Kassenzahnarzt zuzulassen„
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Der beklagte Berufungsausschuß und die Beigeledenen haben

beantragt,
\ .

die Berufung zurückzuweisen„

Das Landessozialgericht (LSG) hat eine Auskunft des Polizei7

präsidenten in Berlin vom 110 Juli 1965 über die Art und

Weise der Beschäftigung des Klägers als Polizeizahnarzt ein—

geholt0 Im Hinblick hierauf hat der (läger vorgetragenn die

Auskunft sei insoweit nicht richtig‘; als darin erklärt werde?

die Dienststunden erstreckten sich täglich von 7„45 bis

16330 Uhr„ Es sei seit Beginn seiner Tätigkeit in der Poli»

zeizahnklinik‚ also seit ungefähr 14 Jahren, ständige Praxis?

daß er und andere Zahnärzte ungefähr um 15 oo Uhr die Zahn»

klinik verlassen könnten„ Irgendein Grund, daß in Zukunft

von dieser ständigen Praxis abgegangen werdes sei nicht erw

sichtlicho &;
« ‚| 19 \ -. \ »

Das LSG hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen; die

Revision wurde zugelassen (Urteil vom 60 November l963)0
Es hat im wesentlichen ausgeführt: @ 20 Absü l der Zulas—

w,—sungsordnung für nassenzahnärzte (ZO«Zahnärzte)i wonach

ein Zahnarzt für die Ausübung kassenzahnärztlicher Tätigkeit

nicht geeignet sei; der wegen eines Beschäftigungsverhält—

nisses oder wegen anderer nicht ehrenamtlicher Tätigkeit

.für die Versorgung der Versicherten persönlich nicht in dem

‘erforderlichen Maße zur Verfügung stehe? sei verfassungsge—

‘mäßo Hiernaoh müsse davon ausgegangen werden‚ daß die Kassen—

:zahnärztlichen Vereinigungen ihrer Verpflichtung‚ die zahn-

‘ärztliche Versorgung der Versicherten sicherzustellen; nur
dann genügen könnten? wenn sich die zugelassenen Kassenzahn»

ärzte dieser Aufgabe als fr0ipraktizierende Zahnärzte wenig«

stens mit dem überwiegenden Teil ihrer Arbeitskraft widmeteno

Sie brauchten sich nicht darauf einzulassen„ daß der Zahn“

arzt die kassenzahnärztliche Tätigkeit nur nebenbei ausübeo

'...6ß.
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Beim Kläger liege der Schwerpunkt seiner Berufstätigkeit in

seiner Arbeit in der Polizeizahnklinik„ Durch diese Tätige

keit werde seine Arbeitskraft stark in Anspruch genommen;

wenn nicht erschöpftc Er sei nicht in der Lage? an seinem

Kassenzahnarztsitz-dem kranken Versicherten auch zu anderen

Zeiten als dem späten Nachmittag und Abend zur Verfügung zu

stehen° Seine Arbeitsstelle in der Polzeizahnklinik dürfe

er nur gelegentlich kurzfristig und dann auch nur mit Genchw

migung des Leiters der zahnärztlichen Abteilung verlassene

Eine Vertretung durch einen anderen Zahnarzt in Notfällen(
wie vom Kläger vorgeschlagen? widerspreche der Verpflichw

tung des Knesenzahnarztes, die kasscnzahnärztliche Tätigkeit

persönlich auszuübeno

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Revision mit dem Antrag

eingelegtr

das angefochtene Urteil; das Urteil des SG sowie

die Bescheide des beklagten Berufungsausschusses

vom 9„ Oktober 1961 und des Zulassungsausschusses

vom 15„ Juni 1961 aufzuheben und den beklagten

Berufungsausschuß zu verpflichten‚ den Kläger in
Berlin—Hermsdorf als Kassenzahnarzt zuzulassena

Zur Begründung der Revision hat er vorgetragen: Zu UHIGChÜ

sei das LSG davon ausgegangen: daß die ambulante Behandlung

der Versicherten solchen freipraktizierenden Ärzten Vorbeu

halten sei$ die überwiegend freiberuflich tätig seien‚ Frei

praktizierende Ärzte seien vielmehr auch solche im Hauptbee

ruf angestellten oder beamteten Ärzte„ die in keiner irgend»

Wie gearteten Abhängigkeit von dem Dienstherrn eine Hebenbea

schäftigung als niedergelassener Arzt in eigenen Prexisräuwer

ausübten° _ Was die Dienstbereitschaft des Kassenzahnarztes

betreffea so verlange der Bundesmantelvertrag _Zahnärztew

vom 29 Mai 1962 (5 6 Abs„ 2) nur? daß der Kassenzahnarzt

7
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seine Sprechstunden entsprechend den Bedürfnissen nach einer

ausreichenden und zweckmäßigen kassenzahnärztlichen Versorgung

und den Gegebenheiten seines Praxisbereichs festzusetzen und

auf einem Praxisschild kundzutun habe° Keineswegs brauche der

Kassenzahnarzt außerhalb soincr:Sprechstunden dem Kassenorzt

zum Dienst am kranken Versicherten bereitzustehenc Die Kassen—

zahnärztliche Vereinigung habe nach @ 6 Abs() 4 des Bundesmanw

telvertrags für einen Notdienst an Tagen zu sorgen; an denen

die Sprechstunden allgemein ausfalleni Sei der Käseenzahnu

arzt im übrigen an der Ausübung seiner Praxis verhindert?

so habe er nach 5 6 Abs° 5 des Bundesmantelvcrtrags durch

geeignete Maßnahmen die Versorgung seiner Patienten zu rem

geln‚ Las habe der Kläger getan; Er habe die Erlaubnis$

?atienten aus eigener Praxis in Notfällen in der Polzeizahn—

klinik zu behandeln„ Außerdem sei der Zahnarzt Dr; J■:; “in

Berlinmhermsdorf jede‘zeit bereit, ihn in Notfällen zu vera
treten; — Auch der Cesä■tvcrtrag zwischen der Allgemeinen

Ortskrankenkasse (AOK) Berlin und der Küssen23hnärztlichen

Vereinigung Berlin vom 18, Mai 1957 idF vom 43 Mai 1962
(abgedruckt bei Sixtus/Haep£ Zahnärztlichee Gebühren» und
Vertragsrecht? Teil 9 84 3) sehe keine weitergehenden Ver—

pflichtungen des Kassenzahnarztes vor„

Der beklagte Berufungsausschuß hat beantragt5

die Revision des Klägers zurückzuweisenc

Wenn @ 6 Absn 5 des Bundesmantelvertrags den Kassenzahnarzt

im Falle seiner Verhinderung verpflichte$ durch geeignete

Maßnahmen die Versorgung seiner Patienten zu regeln; so gelte
das nur für Einzelfälle„ nicht aber für eine dauernde Ver!

hinderung an den Vormittageno — Zu Unrecht habe der Kläger

die örtliche Situation an seinem Kassenzahnarztsitz so geb

schildertg_als ob kein Bedürfnis für Behandlungen am Vorm

„ g _
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mittag besteheo Nichtberufstätigefl aber auch Berufstätige

hätten vielfach die Möglichkeit und den Wunsch9 am Vormite

tag zehnärztlich behandelt zu werden a Eine ständige Ver—

tretung durch einen anderen Kussenzahnarzt in Notfällen

genüge nicht dem Erfordernis5 daß der Kassenzahnarzt person»

lich im erforderlichen Maße zur Verfügung stehen müsse0 =
Zu Unrecht nehme der Kläger an; @ 20 Abso l ZO-Zahnärzte

habe mit dem Wegfall der Zulassungsbeschränkung durch die

Verhältniszahl einen Bedeutungswandel erfahreno Das Bundes:
verfassungsgerieht (BVerfG) habe in seinem Beschluß vom

230 Juli 1963 (BVerfG 163 286) © 20 Absc l ZO_Zahnärzte

als verfassungsgemäß angesehen9 soweit er als Berufungsaus'

ubungsregelung vom Arzt verlangey daß er sich der ärztlichen

Versorgung der Küssenmitglieder in vollem Maße widmechie

Tätigkeit des Kassenzahnarztes könnc nur freiberuflich aus“

geübt werden„ Dazu gehöre die Unabhängigkeit in der gesamf

ten Berufsgestaltungp was beim Kläger nicht der Fall sei@

Die beigeladene AOK hat gleichfalls beantragt;

'die Revision zurückzuweisene

II

Die Revision ist begründet„ Zu Unrecht hat der beklagte

Berufungsaussehuß dem K äger die Zulassung als Kassenzahn—

arzt mit der Begründung versagt? er stehe wegen seines Be—

schäftigungsverhültnisses als Polizeizahnärzt für die Ver?

sorgung der Versicherten persönlich nicht in dem erforderw

lichen Maße zur Verfügung°

Die hierfür maßgebliche Vorschrift = 5 20 Abso l anZahn—
ärzte „ ist vom BVerfG in seinem “Chefarzt“-Eeschluß vom
23a Juli 1963 (BVerfG 169 2869 297 f) als verfassungsgemäß

angesehen werden0 Zusammenfassend hat es hierzu festgestellt,
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„ 9 „

eine Berufsausübungsrégelung„ die vom Arzt verlange9 daß

er sich der ärztlichen Versorgung der Kassenmitglieder.in

vollem Maße widme5 und also solche Ärzte von der Zulassung

ausscheide5 die "nicht in erforderlichem Maße zur Verfügung

stehen", sei sachgemäß und im Hinblick auf Art„ 12 Abs„ 1

des Grundgesetzes nicht zu beanstanden„
iv

Wie die Revision jedoch mit Recht verträgt; ist der in

diesem Zusammenhang verwandte Rechtsbegriff des "erforderw

lichen Maßes", in dem ein Kassenzahnarzt für die Versorgung

der Versicherten persönlich zur Verfügung zu stehen hat; von

dem durch die Entscheidung des BVerfG vom 83 Februar 1961

(BVerfG 12„ 144) neu gewonnenen Verständnis des @ 368 a
Abs„ 1 Satz 1 der Rei0hsversicherungsordnung (EVO) nicht

unberührt gebliebenr Sollte nach der ursprünglichen Konzepm

tion dieser Vorschrift das auf der Verhältniszahl aufbauende

und mit den Mitteln einer dirigistischen Planung arbeitende

Zulassungssystem den ihm zugedachten Zweck erfüllen? bei

zahlenmäßiger Beschränkung der Kassenzahnarztsitze eine aus=

reichende zahnärztliche Versorgung der Versicherten und die

freie Wahl unter einer genügenden Zahl von Kassenzahnärzten

zu gewährleisten; so mußte jede Kassenzahnarztstelle von

ihrem Inhaber voll ausgefüllt werden„ Deshalb mußte das in

@ 20 Absu l ZO—Zahnärzte aufgestellte Erfordernis„ daß der

Zahnarzt nicht durch anderweitige Tätigkeit gehindert sein

dürfe‚ für die Versorgung der Versicherten persönlich in

dem erforderlichen Maße zur Verfügung zu stehen„ streng in
dem Sinne verstanden werdenS daß er im wesentlichen mit seiner

vollen Arbeitskraft für die Aufgaben eines niedergelassenen:

Zahnarztes zur Verfügung stehe (BSG 215 118‚ l2l)o

H

Wie der erkennende Senat in der genannten Entscheidung weiter

ausgeführt hat; kann jedoch an dieser strengen Auslegung unter

(der Geltung eines Zulassungssystems nicht festgehalten werden,“

ldas nicht mehr eine durch die Verhältniszahl bestimmte Begren—

lo „
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zung der KassenzahnarztSitze kennt0 Nunmehr kann das

"erforderliche Maß", in dem ein Kassenzahnarzt für die zahnu

ärztliche Versorgung der Versicherten zur Verfügung zu stehen

hat? nur noch von dieser Sachbeziehung her bestinnt werden„

Die sachgerechte zahnärztliche Versorgung der Versicherten

gibt den Maßstab ab, mit dem die Eignung des zulassungsbew

reiten Zahnarztes für die Ausübung kassenzahnärztlieher

Tätigkeit zu messen isto

Damit sind Deutungen des 5 20 Abs„ 1 ZO—Zahnärzte ausge—
schlossen? die dahin zielen; diese Bestimmung als Schutz«

norm für den ”freien Beruf” des Zahnerztes oder als Sicherung

der Existenz der Zahnärzte zu verstehenß die ausschließlich

oder überwiegend als niedergelassene Zahnärzte tätig sindi

Die "Eignung" des Zahnarztes für die Äusübung kassenzahn»

ärztlicher Tätigkeit5 um die es bei 5 20 Abs0 l ZO—Zahnärzte

allein geht? wird von solchen Sicherungsgedanken nicht be—

rührt„ Sie kann demnach auch durch ein Beschäftigungsverhält

nis nur in Erage gestellt werden„ wenn dadurch die zahnärztr

liche Versorgung der Versicherten nicht mehr gewährleistet

istt

Dabei ist davon auszugehen‚ daß ein Zahnarzt? der * wie der

Kläger e4nach dem für ihn geltenden Berufsordnungsrecht frei—

beruflich neben seinem Beschäftigungsverhältnis in eigener
Praxis tätig sein darf und dies auch unbeenstandet seit einer

Reihe von Jahren getan hat„ grundsätzlich in Erweiterung

dieses freiberuflichen Tätigkeitsfeldes auch für die zehn-
ärztliche Versorgung der Versicherten geeignet ist„ Nur wenn
die Sicherstellung der kassenzahnärztlichen Versorgung strenm

gere Voraussetzungen als die allgemein geltenden Grundsätze

für die Ausübung des freien Berufe notwendig macht; können

die Maßstäbe für die Eignung eines Zahnarztes zur Privatpr&xiß

und zur Kassenpraxis verschieden sein (BSG 203 52; 54 f)o
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Im vorliegenden Fall ist nicht ersichtlichq daß die zehn"

ärztliche Versorgung der Versicherten durch die Zulassung

des Klägers nicht mehr gewährleistet sein würdea Im Gegen—

teil stellt die Zulassung eines Zahnarztes$ der wenigstens

mit einem begrenzten Teil seiner Arbeitskraft zusätzlich

für die zahnärztliche Versorgung der Versicherten zur Ver—

.
fügung steht$ in der Regel eine Förderung dieser Versorgung

dar; denn sie erleichtert den Versicherten die diesen ver-

bürgte freie Wahl unter den Kassenzahnärzten (@ 368 d Abso 1
Satz 1 i„V„m„ @ 368 Abel 1 Satz 4 EVO)C

Demgegenüber fallen die Beschränkungen‚ denen sich der Klä—

ger bei der Ausübung der kassenzahnärztlichen Tätigkeit we—

gen seines Beschäftigungsverhältnisses ausgesetzt sieht, nicht

entscheidend ins Gewicht„ Daß der Kläger - abgesehen vom Sams—

tag — keine Sprechstunden an den Vormittagen der Wochentage

abhälti entspricht zwar nicht der Regelt ist aber nicht vol“

lig unüblich und hält sich jedenfalls im Rahmen seiner Be—

fugnis zur Festsetzung der Sprechstunden (@ 6 Absg 2 des
Bundesmantclvertrags—Zahnärzte—). Ernster ist das Bedenken

zu nehmen, daß der Kläger für dringende Fälle an den Wochen-

tagen Montag bis Freitag bis 16 Uhr an seinem Kassenarztsitz

nicht erreichbar istc Der durch die Kassenzahnärztliche Verei»

nigung einzurichtende Bercitschaftsdienst ist nur
für Tage vor—

gesehen, an denen die Sprechstunden allgemein ausfallen (@ 6

Abs‚ 4 des Bundesmantelvertrags—Zahnärzte; @ 4 Abs° 3 des Ber—

liner Gesamtvertrags)„ An den anderen Tagen bestehen jedoch

ohnehin für alle Versicherten — wie auch für Privatpatienten _
die gleichen Schwierigkeiten5 in dringenden Fällen einen dienst"

bereiten Zahnarzt außerhalb der Sprechstunden zu finden; denn

der Kassenzahnarzt ist nicht verpflichtet, sich außerhalb der

Sprechstunden am Kassenzahnarztsitz dienstbereit zu halten°

Überdies hat der Kläger für dringende Fälle? die erfahrungs«

gemäß bei Zahnärzten selten sind; Vorsorge getroffen: Er kann

in der Polizeizahnklinik aufgesucht werden und darf dort in

Notfällen Patienten aus eigener Praxis behandeln; er.darf auch
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gelegentlich_in dringenden Fällen; die ein Aufsuchen des

Patienten erfordern7 mit Genehmigung seines Dienstvergesetz»

ten seine Dienststelle verlassene

Zusammenfassend ist somit festzustellen; daß der Kläger

in dem in 5 20 Abs° l ZO»Zahnärzte vorausgesetzten ”error”

derlichen Maße" für die Versorgung der Versicherten persone

lich zur Verfügung steht„ Demnach waren die Urteile der Vorm

instanzen und die angefochtenen Bescheide aufzuheben; Der

beklagte Berufungsaussohuß hat den Kläger; wie beantragt.7

zuzulasseno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 Absc 1 des Sozial-

gerichtsgesetzeso
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